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ABSTRACT
In Switzerland about 20 % of all inhabitants live in areas prone to natural hazards. Since 1972, 

on the average 2.5 persons per year lost their lives due to floods, debris flows, landslides and 

rockfalls. The mean annual damage arising from these processes is around CHF 310 million. 

In the past decades there has been a shift from technical defense measures towards an 

integrated risk management. Though, all prevailing natural hazards are considered, prepared-

ness, response and recovery measures are combined in an optimal way, all responsible actors 

and those directly affected are involved and all dimensions of sustainability are respected.  

An ongoing communication about risks among all actors is a precondition for successful risk 

management. The main aim is to achieve and maintain a comparable security level for all 

natural hazards throughout Switzerland. The evaluation of actual security, the identification 

of need for action and the definition of priorities must therefore rely on country wide 

standardised risk overviews. A concept for such overviews is presented.

ZUSAMMENFASSUNG
In der Schweiz leben rund 20% der Bevölkerung in potentiellen Gefahrengebieten. Durch 

Hochwasser, Murgänge, Rutschungen und Sturzprozesse kamen seit 1972 im Mittel jedes 

Jahr 2.5 Menschen zu Tode und es entstanden Schäden von durchschnittlich 310 Mio. CHF 

pro Jahr. Die früher übliche technische Gefahrenabwehr ist durch das integrale Risikoma-

nagement (IRM) abgelöst worden. Integral bedeutet, dass alle Naturgefahren betrachtet 

werden, alle Massnahmen aus den Bereichen Vorbeugung, Intervention und Regeneration 

optimal kombiniert werden, alle Akteure und die direkt Betroffenen beteiligt sowie alle 

Aspekte der Nachhaltigkeit berücksichtigt werden. Nicht mehr die Reduktion der Gefahr 

allein steht im Fokus, sondern vielmehr die Erfassung, Bewertung und Steuerung der 

Risiken, begleitet von einem aktiven Risikodialog. Angestrebt wird ein schweizweit vergleich-

bares Sicherheitsniveau für alle Naturgefahren. Die Beurteilung der aktuellen Sicherheit,  

des Handlungsbedarfs sowie die Definition von Prioritäten müssen sich deshalb auf 

schweizweit standardisierten Risikoübersichten stützen. Ein Konzept für die Erarbeitung 

solcher übergeordneter Risikoübersichten wird im vorliegenden Artikel präsentiert.

1 Bundesamt für Umwelt BAFU, Bern, SWITZERLAND, gianreto.bezzola@bafu.admin.ch

2 Bundesamt für Umwelt BAFU



INTERPRAEVENT 2016 – Conference Proceedings  |  19

KEYWORDS
risk governance; integrated risk management; risk overview; natural hazards

EINFÜHRUNG
Naturereignisse und der Umgang mit den damit verbundenen Gefahren und Risiken haben 

im Alpenland Schweiz eine grosse Bedeutung und Tradition. Naturereignisse verursachen 

immer wieder Schäden und fordern Menschenleben. Der Umgang mit Naturgefahren be -

dingt bedeutende Investitionen und durch die Intensivierung der Raumnutzung sowie die 

Folgen des Klimawandels nehmen die Risiken zu. Die mittleren jährlichen Schäden seit 1972 

durch Hochwasser, Murgänge, Rutschungen und Sturzprozesse betragen rund 310 Mio. CHF.  

Im gleichen Zeitraum kamen durch die genannten Prozesse im Durchschnitt jedes Jahr  

2.5 Menschen zu Tode. Allein durch Hochwasser waren seit 1972 vier von fünf Schweizer 

Gemeinden ein- oder mehrmals betroffen und rund 20 % der Menschen in der Schweiz 

leben in potenziellen Überflutungsgebieten.

PARADIGMENWECHSEL NACH DEM HOCHWASSER 1987
Die Entwicklung im Umgang mit Naturgefahren und Risiken ist stark durch einzelne Gross-

ereignisse geprägt. Ein verantwortungsvoller Umgang verlangt, dass Ereignisse analysiert und 

daraus Lehren gezogen werden. Denn Ereignisanalysen bieten die Möglichkeit, die Wirksam-

keit von Massnahmen im konkreten Fall zu überprüfen. Solche Analysen haben in der 

Schweiz Tradition.

Das Jahr 1987 gilt im schweizerischen Hochwasserschutz als Wendepunkt. Nach den 

schweren Unwettern im zentralen Alpenraum mit hohen Sachschäden und 8 Toten setzte 

sich die Einsicht durch, dass Schutzbauten allein nicht genügen, um Schäden durch Hoch-

wasser zu verhindern. Die Ereignisse führten die Grenzen der damaligen Hochwasserschutz-

philosophie, die auf bauliche Eingriffe an den Gewässern fokussiert war, vor Augen.  

Die Erkenntnisse aus der Ereignisanalyse (BWW, LHG 1991) flossen in das Bundesgesetz über 

den Wasserbau (Wasserbaugesetz, WBG) von 1991 ein und leiteten einen Paradigmenwechsel 

ein. Das Motto lautet: „von der Gefahrenabwehr zur Risikokultur“.

GRUNDSÄTZE DES INTEGRALEN RISIKOMANAGEMENTS (IRM)
Das Wasserbaugesetz gibt der Gefahrenanalyse, der 

Differenzierung der Schutzziele, den raumplanerischen 

Massnahmen, der zweckmässigen Massnahmenplanung 

und dem Umgang mit dem verbleibenden Risiko 

(Notfallplanung) eine umfassende gesetzliche Grundlage. 

Mit der von der Nationalen Plattform Naturgefahren 

erarbeiteten und vom Schweizerischen Bundesrat 

genehmigten Strategie Naturgefahren Schweiz (PLANAT 

Abbildung 1: Tätigkeiten im IRM, in 
Anlehnung an die Norm ISO 31000.
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2004) wurde der Weg zu einem integralen Risikomanagement vorgegeben. Integral bedeutet, 

dass alle Naturgefahren betrachtet werden, sich alle Verantwortlichen an der Planung und 

Umsetzung beteiligen, alle Betroffen einbezogen werden, alle Arten von Massnahmen 

(planerische, technische, biologische, organisatorische) zu beachten und alle Aspekte der 

Nachhaltigkeit zu berücksichtigen sind. Das integrale Risikomanagement stützt sich auf 

umfassende und aktuelle Gefahren- und Risikogrundlagen und ist begleitet von einem 

aktiven Dialog zu Risiken, Chancen und Handlungsoptionen mit den betroffenen Akteuren.

Das Vorgehen bei der Umsetzung des integralen Risikomanagements lehnt sich an die allge-

mein gültigen Standards der ISO-Norm 31000 an (Abb. 1).

ENTWICKLUNG DES IRM
Der Wechsel von der Gefahrenabwehr zum integralen Risikomanagement erfolgte in der 

Schweiz hauptsächlich im Rahmen der Projektierung von Schutzmassnahmen. Durch die 

Identifizierung vorhandener Defizite, gestützt auf Gefahrenkarten und Schutzziele sowie 

mittels detaillierter Ausweisung der Risiken bei Nutzen-Kostenbetrachtung werden einerseits 

ein vergleichbarer Sicherheitsstandard und andererseits ein effizienter Mitteleinsatz gewähr-

leistet. Die integrale Massnahmenplanung reduziert sich jedoch nicht auf eine rein ökonomi-

sche Betrachtung, sondern ist ein Optimierungsprozess (Abb. 2). Dabei werden die Aus-

wirkungen beurteilt, Risiken und Chancen abgewogen, die Verhältnismässigkeit bezüglich 

aller Aspekte der Nachhaltigkeit beurteilt und entschieden in welchem Umfang die Risiken 

gemieden, gemindert und getragen werden. Möglichst früh müssen dabei auch Massnahmen 

der risikobasierten Raumplanung zur Vermeidung neuer inakzeptabler Risiken geplant und 

ergriffen werden um die erreichte Sicherheit zu halten.

Abbildung 2: Vorgehen, um das angestrebte Sicherheitsniveau zu erreichen und zu halten (ergänzt nach PLANAT 2013).
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Der risikobasierte Ansatz bei Schutzprojekten ist im Naturgefahrenbereich heute weitgehend 

Standard. Einerseits stehen geeignete Methoden zur quantitativen Erfassung der Risiken und 

zur Beurteilung des Nutzen-Kostenverhältnisses risikomindernder Massnahmen im Bereich 

Naturgefahren zur Verfügung (Borter 1999a, 1999b; Bründl 2009). Andererseits bestehen mit 

den seit 2008 mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen 

Bund und Kantonen eingeführten Leistungsvereinbarungen mit messbaren Zielen zur 

Verbesserung der Sicherheit entsprechende Anreize und Verpflichtungen. Risikoorientierung 

und Nachhaltigkeit von grösseren Einzelprojekten werden über ein Anreizmodell gefördert. 

Kantone können zusätzliche Bundesmittel beantragen, wenn sie in den Bereichen „Integrales 

Risikomanagement“, „Technische Aspekte“ und „Partizipative Planung“ den Nachweis von 

bestimmten Mehrleistungen erbringen (BAFU 2015a). Spätestens auf Stufe Bauprojekt 

müssen die Kantone den Nachweis der Wirkung (Risikoreduktion) und der Wirtschaftlichkeit 

des Projektes (Nutzen-Kostenverhältnis) erbringen. Das BAFU hat dazu das Berechnungs-

programm EconoMe (BAFU 2015b) entwickelt.

LÜCKEN
Eine aktuelle Standortbestimmung im Bereich Naturgefahren zeigt, dass bezüglich der Um-

setzung des integralen Risikomanagements noch Lücken bestehen (BAFU 2016). Diese 

betreffen sowohl die Massnahmenplanung als auch die Grundlagen für das übergeordnete 

Management.

Auf der Ebene der Massnahmenplanung besteht bezüglich raumplanerischer Massnahmen 

ein grosses Potenzial, da die Risiken wesentlich durch die Nutzungen geprägt sind. Die 

zu nehmend intensivere Raumnutzung darf nicht dazu führen, dass die Risiken unkontrolliert 

zunehmen. Planerische Massnahmen zur Vermeidung neuer inakzeptabler Risiken müssen 

deshalb stärker beachtet werden. Um diese Lücke zu schliessen, laufen momentan verschie-

dene Arbeiten zum Thema der risikobasierten Raumplanung (Camenzind und Loat 2014). 

Weiter müssen im Rahmen der Massnahmenplanung die Risikoträger zur Beurteilung der 

Tragbarkeit der verbleibenden Risiken verstärkt mit einbezogen werden.

Auf der Ebene des übergeordneten Managements sind heute erst ansatzweise Grundlagen für 

die risikobasierte Ausweisung des Handlungsbedarfs und Prioritätensetzung im räumlichen 

Gesamtkontext der Naturrisiken vorhanden. Auch Instrumente und Grundlagen für einen 

risikoorientierten Mitteleinsatz fehlen heute noch weitgehend.

LÖSUNGSANSÄTZE
Die Erfassung und Bewertung der Risiken hat sich auf Stufe Projekt grundsätzlich etabliert.  

Es bedarf jedoch einer Ergänzung dieses „bottom-up“-Ansatzes durch übergeordnete 

„top-down“-Betrachtungen, um innerhalb grösserer räumlicher Systeme und für übergrei-

fende Massnahmen den Handlungsbedarf beurteilen und Prioritäten festlegen zu können. 

Bezüglich eines risikobasierten Mitteleinsatzes, einer risikobasierten Raumentwicklung oder 

überregionaler Grossprojekte gilt dies gleichermassen für Bund und Kantone. Sowohl beim 

Bund als auch bei den Kantonen sind deshalb bereits Bestrebungen im Gange Risikoübersich-
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ten zu erarbeiten (siehe beispielsweise: Elsener Metz et al. 2013; Kanton Bern 2014; Kanton 

Zürich 2015).

Mit der Strategie Naturgefahren Schweiz wird ein schweizweit vergleichbares Sicherheitsni-

veau für alle Naturgefahren angestrebt (PLANAT 2004; 2013, 2015). Das angestrebte Sicher -

heitsniveau entspricht dem von allen Verantwortungsträgern gemeinsam angestrebten 

Zustand. Schutzziele beschreiben dabei in quantitativer Form den Beitrag einzelner Verant-

wortungsträgers an das angestrebte Sicherheitsniveau und dienen auch als Überprüfungs-

kriterien. Um eine optimale Wirkung zu erzielen, müssen die Schutzziele der einzelnen 

Akteure aufeinander abgestimmt sein. Gemäss der Departementsstrategie des Eidgenössi-

schen Departements für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK ist ein 

Optimum zwischen den Ansprüchen an das Sicherheitsniveau und der finanziellen Tragbar-

keit anzustreben (UVEK 2012). Die Beurteilung der Sicherheit, der vorhandenen Defizite  

und des Handlungsbedarfs sowie die Definition von Prioritäten müssen sich aus Gründen  

der Vergleichbarkeit auf schweizweit einheitliche Risikogrundlagen stützen.

Diese für die übergeordneten Betrachtungen benötigten Risikogrundlagen, nachfolgend  

als „Risikoübersichten“ bezeichnet, müssen verschiedenen Anforderungen erfüllen:

– Aus Gründen der Übersicht und des Aufwands dürfen sie nicht zu detailliert sein;

– Aus Gründen der Aussagekraft dürfen sie nicht zu sehr generalisiert sein und müssen  

eine Unterscheidung nach Prozess und Art der betroffenen Schutzgüter erlauben;

– Aus Gründen der Vergleichbarkeit müssen sie sich auf schweizweit verfügbare, homogene 

Daten stützen;

– Schutzziele (ARE et al. 2005) sollen für eine erste Überprüfung hinsichtlich Defiziten in  

die Betrachtung einfliessen.

KONZEPT ÜBERGEORDNETE RISIKOÜBERSICHT
Das nachfolgend präsentierte Konzept für die Erarbeitung solcher übergeordneter Risiko-

übersichten ist ein Versuch, die bisherigen Überlegungen des Bundes sowie die ersten 

Erfahrungen der Kantone in diesem Bereich zusammenzufassen. Es gliedert sich in die 

nachfolgend beschriebenen 4 Schritte (Abb. 3).

1. Verschnitt der Grundlagen zu Gefahren und Nutzungen

Der Verschnitt der Grundlagen zu Gefahren und Nutzungen liefert eine Übersicht der poten-

ziell betroffenen Schutzgüter (Schadenpotenzialübersicht).

Bezüglich Gefahren stehen heute Grundlagen mit unterschiedlichem Detaillierungsgrad und 

Flächendeckung zur Verfügung. Eine umfassende Übersicht der Risiken bedingt, dass die 

Gefahrengrundlagen alle Prozesse abdecken, flächendeckend vorliegen, nach einheitlichen 

Standards erarbeitet sind, für Szenarien unterschiedlicher Wahrscheinlichkeit vorliegen und 

die auftretenden Intensitäten (z.B. Wassertiefe, Fliessgeschwindigkeit, Staudruck) aufzeigen. 

Diesen Forderungen am nächsten kommen die Intensitätskarten, die heute primär für 

Siedlungsgebiete und Hauptverkehrswege (Bahn, Strasse) vorliegen.
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Abbildung 3: Konzept und Schritte zur Erarbeitung übergeordneter Risikoübersichten.
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Schweizweit homogene Daten zur Raumnutzung werden durch verschiedene Bundesstellen 

bereitgestellt, z.B. durch das Bundesamt für Statistik BFS, das Bundesamt für Landestopo-

grafie swisstopo, das Bundesamt für Raumentwicklung ARE oder das Bundesamt für 

Bevölkerungsschutz BABS. Für Risikoübersichten werden diese Nutzungsinformationen 

sinnvollerweise entsprechend den Schutzgut-Kategorien (ARE et al. 2005; PLANAT 2013) 

gegliedert, indem z.B. unterschieden wird nach:

– Personen (z.B. am Ort wohnend bzw. am Ort arbeitend)

– Gebäuden (z.B. Wohnzonen, Industrieareale)

– Infrastrukturen (z.B. Bahn, Strasse, Anlagen zur Ver- und Entsorgung)

– natürliche Lebensgrundlagen (z.B. Wald, Landwirtschaftsland)

– Kulturgütern

– Sonderobjekten (z.B. Spitäler und Schulen)

Die Schadenpotenzialübersicht gibt Auskunft darüber, wo welche Schutzgüter bei welchen 

Szenarien mit welchen Intensitäten betroffen sind.

Da Risikomanagement zukunftsgerichtet ist, sind in diesem Schritt nicht nur die bestehenden 

Nutzungen sondern auch – als weitere Szenarien – geplante Nutzungen und zukünftigen 

Entwicklungen zu berücksichtigen. Informationen zur zukünftigen Entwicklung liefern 

kommunale Nutzungspläne, regionale Entwicklungskonzepte, kantonale Richtpläne sowie 

nationale Sachpläne.

2. Bewertung des Schadenpotenzials

Mit Hilfe der Schutzziele (ARE et al. 2005) erfolgt eine erste Überprüfung hinsichtlich Schutz -

defiziten. Bei dieser Bewertung der Schadenpotenzialübersicht wird z.B. berücksichtigt:

– wie viele potenziell betroffene Personen 

– schwachen Intensitäten ausgesetzt sind (in der Regel kein Schutzdefizit vorhanden); 

–  mittleren oder starken Intensitäten ausgesetzt sind (in der Regel ein Schutzdefizit 

vorhanden).

– für wie viele potenziell betroffene Sachwerte 

– kein Schutzdefizit vorhanden ist; 

– ein Schutzdefizit vorhanden ist.

– wie viele Sonderobjekte welcher Art potenziell betroffen sind.

Das Ergebnis ist eine bewertete Schadenpotenzialübersicht.

3. Aggregierung zu räumlichen Risikoübersichten

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird die bewertete Schadenpotenzialübersicht über 

geeignete räumliche Einheiten und durch Aggregierung einzelner Objektkategorien zu einem 

Index zusammengefasst. Zur Sicherstellung der Vergleichbarkeit, sollten dabei jeweils 

mindestens die Indices für die Hauptkategorien Personen, Sachwerte und Sonderobjekte 

ausgewiesen werden:

– Index Personen 

Summe der bei Ereignissen mit sehr geringer Wahrscheinlichkeit betroffenen Personen;  
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mit Unterscheidung des Anteils der durch schwache, mittlere und starke Intensitäten  

betroffenen Personen.

– Index Sachwerte 

Abschätzung des Schadenerwartungswerts anhand der Wahrscheinlichkeit und standardisi-

erten Werten für die betroffenen Objektkategorien (ohne Berücksichtigung von Exposition 

und Verletzlichkeit); mit Unterscheidung des Anteils der Objekte im Bereich ohne bzw.  

mit Schutzdefizit.

– Index Sonderobjekte 

Summe der bei Ereignissen mit sehr geringer Wahrscheinlichkeit betroffenen Sonder-

objekte; inklusive Angabe über deren Typ.

4. Ableitung von Handlungsbedarf und Prioritäten

Die Übersicht der Risikoindices für verschiedene Prozesse bzw. für verschiedene räumliche 

Einheiten bildet als Risikoübersicht eine weitere und nachvollziehbare Grundlage zum 

Aufzeigen des Handlungsbedarfs sowie zur Definition von Prioritäten in Raum und Zeit.

Die Betrachtung der Gesamtrisiken (nicht nur des Anteils im Bereich der Schutzdefizite)  

ist notwendig, denn Handlungsbedarf ist grundsätzlich dort gegeben,

– wo Schutzdefizite vorhanden sind;

– wo grosse Gesamtrisiken vorhanden sind.

Die höchste Priorität besteht dort, wo

– bestehende hohe Risiken rasch und kostengünstig gemindert werden können;

– neue inakzeptable Risiken gemieden werden können.

Weitere Kriterien, die auf die Definition von Prioritäten Einfluss haben können:

– die erzielbare Risikominderung;

– die zeitliche Realisierbarkeit der möglichen Massnahmen;

– die Umsetzbarkeit der möglichen Massnahmen (Akzeptanz, Finanzierbarkeit);

– bereits laufende Planungen (Nutzung von Synergien);

– eine erste grobe Abschätzung von Nutzen und Kosten.

Risiken sind immer vorhanden – Handlungsbedarf im Umgang mit Naturrisiken ist  

deshalb grundsätzlich immer gegeben.

FAZIT
Ein effektives Risikomanagement im Bereich Naturgefahren bedingt eine umfassende 

Gesamtsicht der Risiken auf Stufe Gemeinde, Kanton und Bund. Entsprechende Übersichten 

sind einerseits notwendig zur Ausweisung des Handlungsbedarfs und zur Definition von 

Prioritäten und andererseits Voraussetzung für den Risikodialog. Solche Gesamtsichten 

basieren aus Gründen des Aufwands und der Übersichtlichkeit sinnvollerweise auf Indices. 

Das hier vorgestellte Konzept stützt sich auf schweizweit verfügbare Gefahren- und Nut-

zungsdaten sowie auf erste Erfahrungen in einzelnen Kantonen. Es gilt nun, die vorhande-

nen Ansätze gemeinsam zu einem Standard und zu einem über die verschiedenen Staats-

ebenen hinweg durchgängigen System weiter zu entwickeln.
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